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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Administration judiciare

Anfang November 2020 reichte die RK-NR eine parlamentarische Initiative ein, mit der
eine Grundlage für einen indirekten Gegenvorschlag zur Justizinitiative geschaffen
werden soll. Der Vorschlag sah vor, dass die Richterinnen und Richter für alle Gerichte
der Schweizerischen Eidgenossenschaft (Bundesgericht, Bundesstrafgericht,
Bundesverwaltungsgericht, Bundespatentgericht) nach wie vor von der Vereinigten
Bundesversammlung gewählt werden sollen. Allerdings soll die Wahl nicht mehr nur auf
einem Antrag der Gerichtskommission (GK) beruhen, sondern zusätzlich auf einer
Vorselektion, die durch eine zu bestimmende Fachkommission getroffen wird, welche
die fachliche und persönliche Eignung der Kandidierenden evaluiert. Die Amtsdauer
aller nationalen Richterinnen und -richter soll auf sechs Jahre festgelegt werden, wobei
die Wiederwahl automatisch geschehen soll – allenfalls durch die GK auf Empfehlung
der genannten Fachkommission. Dies stellte eine Konzession an die Initianten dar, da
im aktuellen Verfahren das Parlament die Wiederwahl vornimmt. Auch zukünftig soll
Abberufung jedoch bei schwerer Pflichtverletzung möglich sein, wobei die
Fachkommission den Sachverhalt zu klären hätte. Die Parteien selber müssten gemäss
Vorschlag der RK-NR die Unabhängigkeit ihrer Richterinnen und Richter gewährleisten,
wobei explizit Alternativen zu Mandatsabgaben gefordert werden. Letzteres wurde auch
von einer noch nicht behandelten parlamentarischen Initiative Walti (fdp, ZH; Pa.Iv.
20.468) vorgeschlagen. 
Anfang Dezember stimmte die RK-SR dem Begehren ihrer Schwesterkommission knapp
mit 6 zu 6 Stimmen bei einer Enthaltung und Stichentscheid des Präsidenten Beat
Rieder zu. Die Kommission sei der Ansicht, dass sich das aktuelle Wahlsystem für
Bundesrichterinnen und -richter bewährt habe, dass es aber prüfenswerte Fragen
gebe. Die RK-NR solle aber nur «die für absolut notwendig erachteten
Verbesserungen» ausarbeiten. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.12.2020
MARC BÜHLMANN

Anfang Februar 2021 entschied die RK-NR mit 13 zu 11 Stimmen (1 Enthaltung), dem
Nationalrat die Ablehnung der Justizinitiative zu beantragen und auf einen eigenen
indirekten Gegenvorschlag zu verzichten. Zwei Minderheiten beantragten allerdings die
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags oder gar eines direkten Gegenentwurfs.
Die Anträge fussten auf einem Arbeitspapier des BJ, das Vorschläge für die Umsetzung
der parlamentarischen Initiative der Kommission für einen Gegenvorschlag zur
Justizinitiative beinhaltet und das die Kommission trotz ihres ablehnenden Entscheids
einige Tage später publizierte. Das Arbeitspapier erörtert konkret die zentralen
Vorschläge der Kommissionsinitiative: Die Schaffung eines Fachbeirats, verschiedene
Varianten für die Wiederwahl von Richterinnen und Richtern, Fragen zur Amtszeit, das
Verfahren für eine Amtsenthebung und ein Verbot der Mandatsabgabe, also der
finanziellen Beiträge, die Richterinnen und Richter an Parteien bezahlen. 
Die Schaffung eines Fachbeirats, der die fachliche (inkl. sprachliche) Eignung von
Kandidierenden zuhanden der GK beurteilen solle, wurde im Arbeitspapier als einfach
umsetzbar erachtet. Dessen Umsetzung in Form eines indirekten Gegenvorschlags sei
mit einer Änderung des Parlamentsgesetzes leicht möglich. Als «wenig sinnvoll» wurde
im Papier hingegen die Idee einer stillen, also automatischen Wiederwahl beurteilt. Weil
das Parlament, ein Teil des Parlaments oder gar ein einzelnes Parlamentsmitglied die
verfassungsrechtlich garantierte Kompetenz behalten müsse, eine Wiederwahl zu
fordern und so Druckversuche durch Parteien weiterhin möglich wären, wäre die
Einführung einer stillen Wahl keine Verbesserung im Sinne von mehr Unabhängigkeit
der Judikative. Wenn alleine die GK die Kompetenz erhalten solle, die Wiederwahl zu
beschliessen (auch unter Beizug der Fachkommission), wäre eine Verfassungsänderung
und entsprechend ein direkter Gegenentwurf (statt eines indirekten Gegenvorschlags)
nötig. Auch für eine Neuregelung des Amtsenthebungsverfahrens und für die
Verlängerung der Amtszeit (also die einmalige Wahl einer Richterin oder eines Richters
bis zu einem bestimmten Altersjahr oder aber die Verlängerung der Amtsperiode von 6
auf 12 oder 16 Jahre) bräuchte es laut Arbeitspapier eine Verfassungsänderung. Ein
indirekter Gegenvorschlag wäre hingegen möglich für eine Regelung hinsichtlich
Mandatsabgabe, die nicht gesetzlich verankert ist. Das Arbeitspapier schlägt ein Verbot
vor, das im Bundesgerichtsgesetz verankert werden könnte: Richterinnen und Richter

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.02.2021
MARC BÜHLMANN
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dürften demnach keine finanziellen Beiträge an politische Parteien leisten. Ein Verbot
auf Verfassungsstufe sei freilich vorzuziehen, weil so eine schweizweit einheitliche
Regelung (auch auf Kantonsebene) garantiert und den Empfehlungen der GRECO für
eine bessere Unabhängigkeit der Gerichte in der Schweiz entsprochen werden könnte.
Dazu wäre jedoch wiederum ein direkter Gegenentwurf erforderlich. Im Arbeitspapier
wurde für diesen Punkt auf die parlamentarische Initiative von Beat Walti (fdp, ZH; Pa.Iv.
20.468) verwiesen, die ein solches Verbot von Mandatsabgaben fordert. 2

1) Medienmitteilung RK-SR vom 3.12.20; Pa.Iv. 20.480; TA, 7.11.20
2) Bericht BJ vom 4.11.20 ; Medienmitteilung RK-NR vom 15.1.21; Medienmitteilung RK-NR vom 5.2.21
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